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für folgende Indikationsgebiete AnWendung finden, je­
doch nur insoweit und so lange, als aktuelle Störungen 
vorliegen: 

a) psych9reaktive seelische Störungen von aktuellem 
Kiankheitswert (z. B. Angstneurosen, Phobien, reak­
tive Verstimmungszustände), 

b) Konversions-, Organneurosen, 
c) vegeta,liv-funklionelle Störungen mit gesjcherter 

psychischer Ätiologie. 

Findet Liefenpsyd1ologisch fundierte . und itnalytisd1e 
Psyd10therapie Anwendung, so sind andere psycho­
therapeutische Maßnahmen während dieser Zeit nitht 
angezeigt. 

Maßnahmen, die auf eine Umstiukturierung der Per­
sönlichkeit des Patienten - auch nach Beseiligung der 
aktuellen Störung - hinzielen, gehören nidlt zur tiefen- -
psychologisch fundierlen und analytischen Psychotherapie 
als Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Aktuelle neurotische Störungen _,sind (im Gegensatz 
zu d1ronisch-neurotisd1en Störungen, bei denen das ur­
sächlidle Schwergewicht auf der neurotisch veränderten 
Gesamtstruktur der Persönlichkeit liegt} solche Störungen, 
bei denen ein zeillid1. und -ursächlich abgrenzbarer Zu­
sammenhang der Psyd1odynamik der Neurose mit einer 
gegenwärtig wirksamen Konfliktsituatio~ angenommen 
werden muß. 

•1. Die tiefenpsydtologisch fundierte und analytische 
Psychotherapie ist dagegen als Leistung der gesetzlichen 
Krankenversicherung bei folgenden Erkrankungen bzW. 
Zustandsbildern ausgesd1lossen: 

a) konstitutionell begründete Zustände (z. B. Schwach­
sinn, Psychopathie), 

b) chronifizierte neurotische Zustandsbilder, die als Er­
gebnis einer längeren, die Struktur der Persönlichkeit 
verändernde~ Entwicklung aufzufassen sind, 

c) Neurosen, die dem Patienten einen Krankheilsgewinn 
bringen oder einen sold1en für ihn erwarten lassen, 

d) Neurosen, die einen Behandlungserfolg nidll erwar­
ten lassen, weil dafür die ·subjektiven Voraussetzun­
gen beim Palienten hinsid1tlid1 der Differenziefun'g 
seiner Persönlid1keit oder seiner Intelligenzleistung 
oder durch mangelnden Leidensdruck nidll gegeben 
sind oder weil die neuraUsche Persönlichkeitsstruktur 
oder Fehleinstellung des ~alienten 9em Behandlungs-

e) 

erfolg entgegenstehen, 
hirnorganisch begründete psydlisdm Defekl~ustände 
{Demenz, epileplisdle oder hirntraumatische W~sens-
verä.ndenmgen, auf Hirnatrophie beruhende psychisdte 
Syndrome, postencephalitisdie Zustandsbilder usw.}, 

f) endogene und exogene Psychosen, genuine Epilepsie 
und andere hirnorganisd1e Anfallsleiden. 

B. 

Vorauss17tzung für die Anwendung der Uefenpsydlo­
logisch fundierlen und analytisd1en Psychotherapie 

5. Voraussetzung für die Anwendung tiefenpsydlO-
Iogisdl fundierter und analytisd1er psychotherapeutischer 
Maßnahmen ist das Erheben des körperlid1en und see­
lischen Befundes mit dem Ergebnis, daß psychisd1e Fak­
toren im Sinne von Nr. 3 an der Entstehung oder dem 
Fortbestehen der Krankheit verursachend mitwirken. 
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G. Stellt sich während der tiefenpsychologisch fun­
dierten und analytisd1en Psyd10therapie heraus, daß ein 
L!Uler Nr. 4 genannter Zustand vorliegt, so ist sie in 
der kassenärztlid1en Versorgung zu beenden. In Fällen 
n~ch Nr. 3 ist die tiefenpsychologisch fundierte und ana­
lytische Psychotherapie in der kassenärztlichen Ver­
sorgung zu beenden, wenn es sich während der Behand­
lung enveist, daß die besondere Struktur der Persönlich­
keit des Palienten einen Behandlungserfolg nicht erwar­
ten läßt. 

c. 

Gutachterve'rfahren 

7. Die Krankenkassen bedienen si~ zur Prüfung ihrer 
Leistungspflicht bei Anwendung der tiefenpsychologisch 
fundierten und analytischen Psychotherapie {Nummern 
758 und 759 der Gebührenordnung für Arzte vom 
18. März 1965) eines Gutachterverfahrens. Näheres soll 
im Einvernehmen zwisd1en der Kassenärztlid1en Bundes­
vereinigung und den Bundesverbänden der Kranken­
kassen geregelt werden. 

D. 

Inkrafltrelen 

8. Diese Ridlllinien treten am ersten Tag des auf 
ihre Veröffentlichung· im Bundesanzeiger folgenden 
Kalendermonals in Kraft (das ist der 1. Oktober 1967 -
die Redaktion). 

Köln, den 3. Mai 1967 
_ Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen 
Der Vorsitzende 
Dr. Steup 

* 
Die 
Kassenärzllid1e Bundesvereinigung, K. d. ö. R., Köln, 
schließt mit dem 
Bundesverband P,er Ortskrankenkassen, IC. d. ö. R., 

Godesberg, 
Bundesverband der Lan~krankenkassen, K. d. ö. 

Hannover, 
Bundesverband der Belriebskrankenkassen, K. d. ö. 

Essen, 
Bundesverband der Innungskrankenkassen, K. d. ö. 

Köln, 

Bad 

R., 

R .. 

R., 

als Anlage zum Bundesmantelvertrag-Ärzte (BMV -Ä} die 
nachstehende 

Vereinbarung über die Ausübung von Uefenpsycholo­
glsdl fundierter und analytischer Psyd10theraple in der 
lcassenärztlidten Versorgung 

Teil A 

Zur Ausübung Berechtigte 

§ 1 

1. Tiefenpsyd1ologisch fundierte oder analylisd1e 
Psychotherapie nach den Nummern 754, 758 und 759 der 
Gebührenordnung für Ärzte vom 18. März 1965 (GOÄ) 
darf mit Einwilligung der für seinen Kassenarztsitz zu­
ständigen Kassenärztlid1en Vereinigung jeder Kassenarzl 
oder an der Icassenärzllid1en Versorgung beteiligte Arzt 
ausführen, 

Notiz
Vereinbarung



a) der von der Arztekammer nach der Berufs-· und Fach­
arztordnung die Genehmigung erballen hal, auf sei­
nem Praxissdlild den Zusatz "Psydmlherapie" zu 
führen, oder 

b} der den Nad1weis erbracht hat, daß er die Weiler­
bildungsvoraussetzungen für die Führung des Zu­
satzes "Psychotherapie~ uuf dem Praxisschild erfüllt, 
wie sie in der vom 59. Deutsdien Ärztelag ver­
absdliedelen Berufs- und Facharztordnung für die deut­
schen Ärzte - in der Fassung mit den von den fol­
genden Ärztetagen bis 1962 beschlossenen Änderungen 
und Ergänzungen - (abgedruckt in "Ärztliche Mit­
teilungen", Heft 45 vom 10. 11. 1962, S. 23~2·) nieder­
gelegt sind. 

2. Die in Abs. t· bezeichneten Leistungen dürfen 
auch durch Ärzte ausgeführt werden, die von der Kassen­
ärztlichen Vereinigung hierfür nach § 10 Abs. 2 BMV-Ä 
ennäcbtigl wörden sind. Mit der Ermächtigung ist der 
Arzt hinsichtlich seiner ärztlid1en Tätigkeit und der Ab­
rechnung seiner Leislungen den für Kassenärzte gelten­
den Beslimmungen und Ridttlinien zu unterwerfen. Die 
Ermächtigung darf nur solchen Ärzten erteilt werden, 
welche die Voraussetzungen nad1 Abs. 1 erfüllen. 

3. Die Kassenärztlidten Vereinigungen teilen den Lan­
desverbänden der Krankenkassen mit, welche Ärzte 
hiernach berechtigt sind, liefenpsychologisch fundierle 
oder unalytische Psydtotherapie auszuführen. 

Tell B 

Gutadtterverfahren 

-§ 2 

' 1. Für die Prüfung der. Voraussetzungen zur An-
wendung tiefenpsychologisch fundierter oder analytischer 
Psychotherapie nach der Nummer 758 oder 759 GOÄ 
wird ein Gutachterverfahren eingerichtet. -· 

2. Gutachter werden durch die Kassenärztliche Bun­
desvereinigung jeweils für die Dauer von vier Jahren 
bestellt; hierzu bedarf es der vorherigen Zustimmung 
der Bundesverbände der Krankenkassen. 

3, Die Kassenärzlliche Bundesvereinigung stellt den 
Bundesverbänden der Krankenkassen eine Liste der Gut­
achter zur Verfügung. 

§ 3 

1. GutadJ.terpflichlig ist die Behandlung einer Erkran­
kung durch Anwendung tiefenpsychologisch fundierter 
oder analytischer PsyChotherapie nach der Nummer 758 
oder -759 GO.A. von der sechsten Sitzung an. 

2. Erneut gutachterpfliehUg ist jede Behandlung, die 
über die Zahl der Sitzungen hinaus fortgesetzt werden 
soll, für welche die Krankenkasse ihre Leistungspflicht 
bestätigt hat. 

§4 

1. 

a) Wird eine Behandlung naeh § 3 gutadllerpflichUg, 
teilt der Arzt, der die Psydmtherapie auszuführen 

beabsichtigt, dies der zuständigen Krankenkasse zur 
Prüfung ihrer Leistungspflicht unter Angabe der Per­
s~mllien des Palienten und ggf. ·des Versicherten (Name, 
Vorname, Geburtstag, Ansduift) formlos miL Die Mit­
teilung hat möglichst bald nach ErhebunQ der bio­
graphisChen Anamnese nach· NUmmer 754 GOÄ -
spätestens bis zur sechsten Sitzung (Nummer 756 oder 
759 GOA) -zu erfolgen. 

b) Bei einer Indikatiori zur Fortsetzung der Behund­
lubg über die Zahl der Sitzungen hinaus, für die die 
Krankenkasse ihre Lei_stungsp~icht bestäUgt hat, ist zur 
Sicherung einer kontinuierliChen Weiterbehandlung recht­
zeilig e{ne erneute Mitteilung an die Krankenkasse 
erforderlich. 

2. Die Krankenkasse stellt daraufhin dem Arzt 
zu Beginn der Behandlung die Formblätter 

• 
PT 1 - Antrag des Mitgliedes an di!=! Krankenkasse!· 
PT 2 -·Angaben des Arztes an die Krankenkasse 
PT 3 a - Berieht des Arztes an den GutaChter, 

bei Fortsetzung der Behandlung die Formbläller 

PT 1 - Antrag des Mitgliedes an die Krankenkasse 
PT 2 _.: .Ä.ng.aben des Arztes an die Krankenkasse 
PT 3 b .- Beiicht des Arztes an den Gutachter 

. (Fortführui_J.g der Behandlung) 

sowie einen offenen roten Briefumschlag und einen Frei­
umschlag für die Rüdcsendu.ßg dei- ausgefüllten Form­
blätter zu. 

·3. Der Arzt sendet die ausgefüllten Formblätter -
jedoch Formblatt PT 3 a oder PT 3 b in dem roten 
Briefumschlag verschlossen - oh?e Berechnung eines 
besonderen Honorars an die Krankenkasse zurüdc 

4. Die Kra.r)kenkasse beauftragt mittels Formblattes 
PT 4 (Auftragserteilung der Krankenkasse an den Gut­
achter) den Gutachter zur Erstellung eines Gutachtens 
uiid leitet ihm gleichzeilig den lingeöffneten roten Brief 
sowie Vierfach das FOrmblatt PT 5 (Stellungnahme des 
Gutachters) zu. 

5. Der Gutachter teilt seine Stellungnahme auf dem 
Formblatt PT 5 in zweifacher Ausfertigung der für den 
die Psychothe_rapie ausführenden Arzt zuständigen Kas­
senärztlichen Vereinigung und in einer Ausfertigung der 
Krankenkasse mit" Das vierte Exemplar verbleibt beim 
Gutachter. 

') Die verlangte besOndere Weiterbildung für das Führen des Zusnt.:tes 
.Psyc:hotbemple" auf dem Praxlssd11ld setzt voraus~ 

.1. für .Ä.nle, soweit sie nicht Fachärzte für Innere Krankheiten 
oder Nerven- und Gemütskrankhellen sind: 3 Jahre Weiterbildung, 
davon I Jahr Tütlgkelt els Assistenzarzt auf dem Gehlet der Psyc:hlatrie 1 
2 Jahre Tätigkelt huf dem Gebiet der Psychotherapie, 

2, für den Fadmrzt für lnnefll Krnnkheltc.n und den Facharzt rar 
Kinderkrankheiten: 

2 Jahre Tätigkelt auf dem Gebiet der Psychotherapie unter der Vor­
aussetzung, daß innerhalb des Weiterbildungsganges zum Facharzt 
für Innere Krankheiten oder Facharzt für Kinderkrankheiten 1 Jahr 
Tii.tigkelt auf dem Gebiet der PsychlatrJe bzw, Kinderpsychiatrie nud1· 
gewiesen wird, . , 

3, für den Facharzt für Nerven- und Gemütskrnnkbelten: 
Jahr Tätigkelt auf dem Gebiet der PsYchotherapie unter der Vor• 

aussetzung, daß Innerhalb des Weiterbildungsganges zum Facharzt 
für Nerven- und Gemütskrankbellen 1 Jahr Tätigkelt auf dem Gebiet 
der Psydllalrle und 1 Jahr Tll.Ugkelt auf dem Gebiet der Psyd1o· 
theraple oder Psydtosomatlk nacbgewlesen wird.' · . 
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6. Sind die Vorausselzungen für die Leistungspflic:ht 
erfüllt, so teilt dies di~ Krankenkasse dem Mitglied 
auf Formb_lalt PT 6 a (Mit~eiluitg der Leistungspflicht an 
das Mitglied) und auf Formblat~ PT -7 a (Mitteilung der 
Leistungsptiic:ht an den Arzt) .der Kassenärztlic:hen Ver­
eini9-ung zur Weiterleitung -an den Arzt mit. Die Kassen­
ärztliche Vereinigung teilt 'dem .Arzt auf der Rückseite 
des Fotrnblattes PT 7 a die .Zahl der Leistungen nac:h 
Nr. 758 oder 759 . GOÄ mit, für die auf Grund des 
Gutac::btens die Voraussetzungen nac:h § 368 e RVO als 
erfüllt anzusehen sind. 

Die Mitteilung (Formblatt PT 7 a) verliert mit dem 
Tag ihre Gültigkeit, an welc:hem dem Arzt von der 
Krankenkasse die Beendigung ihrer Leistungspflic:ht be­
kanntgegeben wird. 

7. Ist_ die LeistungspfliCht der Krankenkasse· nidlt 
gegeben, teilt dies die Krankenkasse dem Mitglied auf 
FOrmblatt PT 6 b (Ablehnungsbesc:heid der ·Krankenkasse 
~m das Mitglied) und, auf Fonn~latt PT 7 c {Mitteilung 
über die nicht gegebene Leistungspflic:ht der Kranketl­
kasse an den ·Arzt) der Kassenärztlic::ben Vereinigung 
zur Weiterleitung an den Arzt mit._ 

8. Sowohl bei einer Anerkennung der LeistungspOidll 
als auc:h bei einer Ablehn,ung derselben' legt die KaSsen­
ärztlici_le Vereinigung bei Weiterleitung an den Arzt eine 
Ausfertigung des Gutachtens (Formblatt PT 5)· bei: 

§5 

:' ' 

die Anerkennung der Leistungspflicht der Krankenkasse 
(Formblatt PT 7 a) zur Voraussetzung. Die Anerkennung 
übersendet die Krankenkasse mit" elnem Satz "Behand­
lungsausweis für gutac:hterpflichtige tiefenpsychologisch 
fundierte oder analytische Psychotherapie" (Formblatt 
PT 7_ b) an die z~ständige KassEmärztliche Vereinigung 
zur Weiterleitung an den die Psychotherapie ausführen­
den Arzt. 

·Dieser Behandlungsausweis tritt sowohl bei der gut­
ac:hterpflichtigen tiefenpsychologisch fundierten oder ana­
lytischen Psychotherapie (d. h. die Leistungen nach 
Nr. 758 bzw. 759 GOÄ von der sechstel). Sitzung an) 
als auch bei allen anderen während des Zeitraums 9-er 
gutachterpflichtig~n Psychotherapie von demselben Arzt 
erbrachtet:t ä~ztlichen Leistungen an die Stelle . des Be­
handlungsausweises nach § 8 BMV-Ä. Er gilt längstens 
für die Dauer der Behandlung, für die die Krankenkasse 
ihre Leistungspflicht bestätigt hat, sofern nicht dem Arzt 
eine besondere Mitteilung der Kran~enkasse über eine 
verkürzte Laufzeit zugeht. Die Abrechnung der erbradlten 
Leistungen erfolgt jeweils nach Ablauf eines KaiEinder­
vierteljahres unter Verwendung eines der Scheine des 
Formularsatzes, 

2. Reicht der Formularsatz nidlt aus oder tritt ein 
Wechsel des Kostenträgers ein, so fordert der die Psydto­
therapie ausführende Arzt einen neuen Formularsatz bei 

- der zuständigen Kranteenkasse an. Die Krankenkasse 
übermit_telt diesen Satz der zuständigen Kassenärztlichen 
Vereinigung zur Weiterleitung an den Arit. 

Hat der Arzt Bedenken gegen eine ablehnende Mil- § 9 
teilung ·der Krank~nkasse, so teilt er dies der Kranken-
kasse mit, die dann die Einholung eines weiterell Gut­
achtens (Obergutachlen) veranlassen soll, Von der Be­
antragung eines Obergutachtens gibt der Arzt seiner Kas­
senärztlichen Vereinigung Kenntnis. 

§ 6 

Die Gebühr für ein Gutadllen bzw. Obergutadllen wi~.d 
zwisdten der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und 
den Buridesverbänden der Krankenkassen gesondert 
vereinbai-t. 

Teil C 

Abrechnung 

Die Abredmung von Leistungen nadt den Nummern 
756 und 759 GOÄ bis einschließlich der fünften Sitzung 
sowie der Erhebung der biographisdten Ana~nese nad1 
Nummer 754 GOA erfolgt nadt dem in der kassenärzt­
lidien Versorgung sonst üblidten Verfahren. Diese Be­
rechnungsmöglichkeit besteht bei demselben Arzt nur 
einmal für die gesamte liefenpsychologisch fundierte od'er 
analylische Psychotherapie, auch dann, wenn zwischen­
zeitlich der Kostenträger wechsell. 

§ B 

1. Die Abredmung von gutachterpflidlligen Leistun­
gen {§ 3) nach den Nummern 758 und 759 GOÄ hat 
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Gutaditerpflichlige Behandlungen, für welche die 
Kassenärztliche Vereinigung auf Grund des ärztliChen 
Gutadlle~s ·die Voraussetzungen des § 368 e RVO vorab 
als erfüllt angesehen hat, unterliegen nidll rp.ehr der 
Prüfung auf Notwendigkeit und Wirtsdtaftlid1keit durd1 
die Prüfungsinstanzen der Kassenärzllichen Vereinigung. 

.Teil D 

Vordrudte 

§ 10 

1. Es gelten die folgenden Formblätter: 

PT 1 - Antrag des Mitgliedes an die Krankenkasse 
PT 2 - Angaben des Arztes an die Krankenkasse 
"PT 3 a - Beridll des Arztes an den Qutachter 
PT 3 b - Bericht des Arztes an den Gutadller 

(Fortfüluung der Behandlung) 
PT 4 - Auftragserteilung der Krankenkasse an den 

Gutadü~r 

PT 5 - Stellungnahme des Gutachters 
PT 6 a - Mitteilung der Leistungspflicht an das Mitglied 
PT 6 b - Ablehnungsbescheid der Krankenkasse an das 

Milglied 
PT 7 a - Mitteilung der Leistungspflicht an den Arzt 
PT 7 b - Beha~dlungsausweis für gutachterpflidllige 

tiefenpsyd10logisd1 fundierte oder analylisd1e 
Psydtotherapie 

PT 7 c - Milteilung über die nicht gegebene Leistungs· 
pflidtl der Krankenkasse an den Arzt 



'\I 

2. Die Fonnblätler PT 3 a und PT 3 b sind auf rosa­
farbenem Papier, die übrigen Formblätter auf weißem 
Papier zu drucken. Der Formularsatz PT 7 b ist als 
selbstdurd1schreibender Drucksatz herzustellen. 

3. Inhalt und Gestaltung der vereinbarten Formbläller 
d \'erbindlich. 

Inkrafttreten, Kündigung 

§ll 

Diese Vereinbarung trÜt gleichzei~ig mit den Richt­
linien des Bundesaussdmsses der Ärzte und Kranken­
kassen über die Psychotherapie in der kassenäiztlichen 
Versorgung in Kraft; sie wird damit Bestandteil des 
BMV-Ä. 

§ 12 

Eine gesonderte Kündigung dieser Anlage zum 
BMV-Ä ist mit einer Frist ·von sechs Monaten zum 
Ende eines Kalenderhalbjahres·möglich. Durch eine Kün­
digung werden bereils im Gutachterverfahren bewilligte 
Fälle nidll ber:ührt. Im . übrigen gilt § 32 ·BMV-Ä 
sinngemäß. 

Tell F 

Ubergangsbestimmungen 

§ 13 

Tiefenpsyd10logisch fundierte oder analytische Psycho­
therapie nach de~. Nwnmem 758,_ 759 GOÄ darf mit 
Einwilligung der für seinen Kassenarztsitz zuständigen 
Kassenärztlichen Vereinigung jeder zur kassenärzllid1en 
Versorgung zugelassene oder daran beteiligte Facharzt 
für Nerven- und Gemütskrankheiten ausführ~n, der seine 
Fa_charztanerkennung bis zum 31. Dezember 1962 erballen 
und seither tiefenpsychologisch fundierte oder analytische 
Psyd1otherapie ausgeübt hat."§-1 Abs.- 3 gilt entsprechend, 

Köln/B-ad Godesberg/Hannover/Essen, den 14. Juni 
1967 

Kassenärztliche Bundesvereinigung 

gez. Dr. Vages 

Bundesverband der Ortskrankenkassen 

gez. Stulle gez. Hartmann 

Bundesve!band der Landkrankenkassen 

gez. Meier 

Bundesverband der Betriebskrankenkassen 

gez. D:t,,_ ·.J -·. Bisehoff gez. Hubert 

Bundes.;;:··.verband der Innungskrankenkas~en. 

gez. _ Derwald 

Dringlich zu besetzende 
Kassenarztsitze 

Von der Kassenärztlichen Vereinigung Koblenz wer­
den auf Besd1luß des Zulassungsausschusses und im Ein­
vernehmen mit den Landesverbänden der Krankenkassen 
folgende Kassenarztsitze als dringlich zu besetzen ausge­
sduiebeni 

. .\ Allennhr, Kreis Ahrweiler, praktischer Arzt. 
Anhausen, Kreis Neuwied, praktischer Arzt. 

Dem Bewerber stehen Wohn- und Praxisräume zur 
Verfüg~ng. 

Bendorf, Kreis Koblenz-Land, praktischer Arzt. 
\ ~undsangen/Untenveslervvaldkreis 1 praktische'! Arzt. 

• 
DerTI Bewerber stehen Wohn- und Praxisräume zur 

Verfügung. 

Koblenz-Neuen~orf - Wallersheim, praklisd1er Arzt. 
linz, Kreis Neuwied, praktischer Arzt. 
Neuwied/Rhein, Facharzt füi Fraue~rankheiten. 
Rüdeshelni-Roxheim, Kreis Kreuznach, praktischer Arzt. 
Wallmerod/Obenvesterwaldkreis, praktischer Arzt.· 

Anträge auf Zulassung zur kassenfirztlicben Täligk~it 
mit den nach § 18 der Zulassungsordnung vom 28. 5. 1957" 
erforderlidJ.en Unterlagen können bei der Ge~dläftssteite 
des Zulassungsausschusses für Ärzte. für die Regieru:rms­
bez.irke Koblenz und. Montabaur in Koblenz, Einil-Schül­
ler-Straße 14-1'6, Postfach 1049, Telefon. 02 61/3 19 64, 
eingereicht werden. 

* 
Von der KassenärZUidlen Vereinigung Südbaden ist 

folgend~r Kassena~tsitz 1 als dringlich zU besetzen aus-
geschrieben: · 1 

Erzingen, Kreis Waldshut, praktischer Arzt. 

In Erzingen ist die· durch de_n Wegzug einer prak:- . 
Listben Ärztin frei. gewordene Kass"eniuztslelle vordring­
lich zu besetzen. Wqhn';" und Praxisräume sJeben ab 
sofort zur- Verfügung; sie werden gegebenenfalls. zum 
1. November 1967 anderw~ilig venniete_t. Bewerbungen 
können an den ZUlassungsausschuß fÜr Ärzte im · Re­
gierungsbezirk Südbaden1 Freiburg, Ludwigstraße 23, 
gerichtet werden. · 

* 
Von der KassenärZtlichen Vereinigung Nordbadenr 

Geschäftsstelle Karlsruhe1 werden folgeßde Kasse'?-aizt­
sii.ze als dringlich zu besetZen ausgeschrieben: 

·Mühlbach, Kreis- Sinshei:nr praktischer Arzt. 

Reltlgheim, Kreis Heidelberg, praktischer Arzt. 

Antrag auf Zulassung kann mit den nach § 18 der 
Zulassungsordnupg vom 28. 5, 1957 erforderlichen Unter­
lagen bei der, Geschäftsstelle des. ZultlssungsauSschus·ses 
für Ärzte im· ZUlassUngsbezirk No~dbaderi, KaflSrulie, 
Wendtstraße 11, 'ein'gerE!icht ~erden·. 
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